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Kurzfassung – Abstract

Projektgruppe MPU-Reform

Im März 2012 wurde die Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen (BASt) vom damaligen Bundesministe -
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) mit der Konzeption einer sogenannten
MPU-Reform beauftragt. Ein wichtiger Bestandteil
war die Einrichtung einer Projektgruppe, die 
Ansatzpunkte für eine wissenschaftlich-fachliche
Weiterentwicklung der Medizinisch-Psycholo -
gischen Untersuchung (MPU) identifizieren sollte.

Die Projektgruppe MPU-Reform bestand aus ins -
gesamt 16 Mitgliedern, die sich aus Fachexperten,
Vertretern der Träger der Begutachtungsstellen für
Fahreignung, Trägern von Kursen zur Wieder- 
herstellung der Kraftfahreignung nach § 70 Fahr -
erlaubnis-Verordnung (Kursträgern), niedergelas-
senen Verkehrspsychologen, Fachgesellschaften
und Behördenvertretern zusammensetzten. Die PG
MPU nahm ihre Arbeit im November 2012 auf und
schließt sie mit dem vorliegenden Bericht ab.

Der vorliegende Bericht dokumentiert die Arbeits -
ergebnisse der Projektgruppe MPU-Reform. Es
werden die als prioritär identifizierten Themenfelder
für eine wissenschaftlich-fachliche Weiterentwick-
lung der MPU ausführlich beschrieben, die jewei -
ligen Arbeitsergebnisse der Projektgruppe hinsicht-
lich dieser Aspekte dargestellt sowie entsprechen-
de Handlungsempfehlungen abgeleitet.

Project group reform of the medical-
psychological assessment

In March 2012, the Federal Highway Research
Institute (BASt) was assigned by the former Federal
Ministry of Transport, Building and Urban
Development to formulate a so-called “reform of the
medical-psychological assessment”. A major
element was the implementation of a project group
which should identify issues for scientific and
technical achievements of the medical-
psychological assessment (MPA). 

The project group was lead by BASt and consisted
of 16 members, composed of scientific experts,
representatives of the assessment centres for
driving fitness, representatives of driver
rehabilitation courses, practising traffic
psychologists, the association for traffic psychology,
the association for traffic medicine and
representatives of relevant authorities. The project
group started in November 2012 and finalises its
work with this report. 

The present report documents the results and
proceeds of the project group. The main areas for
scientific and technical achievements of the MPA
are described extensively, and the corresponding
results and recommendations of the project group
are displayed. An emphasis was laid on concrete
recommendations to be realized in the future. The
recommendations concern for instance
improvements of the process to coordinate the
relevant scientific and technical regulations for the
MPA, the implementation of an independent
institution to check the scientific soundness and
suitability of tests used in the MPA and inventions
and the transparency of the MPA process.
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1 Hintergrund und Auftrag
Der Arbeitskreis VI des 48. Deutschen Verkehrsge-
richtstags hat im Jahr 2010 Empfehlungen für die
Weiterentwicklung der Medizinisch-Psychologi-
schen Untersuchung (MPU) ausgesprochen. Von
besonderer Relevanz sind dabei im Wesentlichen
folgende vier Empfehlungen:

• „Im Rahmen der Fahreignungsbegutachtung
kommt der Exploration zentrale Bedeutung zu.
Diese diagnostische Methode ist unter Berück-
sichtigung des aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnisstandes weiterhin kontinuierlich zu ver-
bessern.“

• „Die Zulassung von Testverfahren im Rahmen
der Fahreignungsbegutachtung sollte geregelt
werden. Die Prüfung der Güte der Testverfahren
soll durch ein unabhängiges wissenschaftliches
Gremium anhand eines angemessenen Testbe-
urteilungssystems erfolgen.“

• „Die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Überprü-
fung der Fahreignung sollte regelmäßig wissen-
schaftlich überprüft und die Ergebnisse sollten
veröffentlicht werden.“

• „Die Voraussetzungen für die Anordnung einer
medizinisch-psychologischen Begutachtung
sind im Straßenverkehrsgesetz und in der Fahr-
erlaubnis-Verordnung teilweise unklar formu-
liert. Der Gesetzgeber wird aufgefordert, die ent-
sprechenden Vorschriften zu reformieren.“

Basierend auf diesen Empfehlungen hat das dama-
lige Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS, jetzt Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur, BMVI) die Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BASt) im März 2012
mit der Ausarbeitung von Vorschlägen für eine
MPU-Reform beauftragt. Daraufhin wurden von der
BASt folgende Ansatzpunkte für die Weiterentwick-
lung der MPU identifiziert:

(1) Die Einrichtung einer unabhängigen Stelle zur
Bestätigung der Eignung der in der MPU einge-
setzten Testverfahren (z. B. zur Prüfung der
psychischen Leistungsfähigkeit) nach wissen-
schaftlichen Kriterien sowie zur Erstellung wis-
senschaftlicher Gutachten über die Geeignet-
heit von Kursen zur Wiederherstellung der
Kraftfahreignung nach § 70 Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung (FeV).

(2) Die Erstellung von prozessstufen-unabhängi-
gen Informationsblättern für Betroffene, um

den Ablauf der MPU und die Voraussetzungen
für den Erhalt eines positiven Gutachtens
transparent und nachvollziehbar zu machen.

(3) Die Einrichtung einer Projektgruppe, die sich
mit Fragen der wissenschaftlich-fachlichen
Weiterentwicklung der MPU beschäftigt und
entsprechende Empfehlungen formuliert.

Dem Vorschlag der BASt folgend, wurde die Pro-
jektgruppe MPU-Reform (PG MPU) zur wissen-
schaftlich-fachlichen Weiterentwicklung der MPU
eingerichtet.

Die Arbeit der PG MPU sollte dazu dienen, Aspek-
te der Medizinisch-Psychologischen Untersuchung
(MPU) zu identifizieren, in denen eine wissen-
schaftlich-fachliche Weiterentwicklung sinnvoll er-
scheint. Dabei sollten zum einen fachliche Aspekte
benannt werden deren wissenschaftliche Klärung
oder optimierte Umsetzung in der Begutachtungs-
praxis eine Weiterentwicklung der MPU erbringen
könnte. Darüber hinaus sollten, soweit möglich,
strukturelle und organisatorische Voraussetzungen
einer Weiterentwicklung der betreffenden Aspekte
benannt werden. Im Ergebnis sollten in Form eines
Projektgruppenberichts ein „Katalog“ von Hand-
lungsempfehlungen zur wissenschaftlich-fachlichen
Weiterentwicklung entstehen, der „Mehrwert“ und
die „Kosten“ der jeweiligen Weiterentwicklung mög-
lichst benannt und die Handlungsfelder priorisiert
werden.

Eine konkrete praktische Umsetzung oder wissen-
schaftliche Untersuchung der identifizierten Aspekte
war explizit nicht Bestandteil der Projektgruppenar-
beit, sondern ist – je nach Priorität und Zuständigkeit
– in der Zukunft gesondert zu bearbeiten.

Der Bedarf, die Optimierung und Weiterentwicklung
auch auf Maßnahmen außerhalb der MPU (ärzt-
liche Begutachtung, amtlich anerkannte Sachver-
ständige oder Prüfer (aaSoP), Rehabilitation) anzu-
wenden, wird gesehen, war aber ebenso nicht Be-
standteil der Arbeit der PG MPU.

2 Zusammensetzung, Struktur
und Vorgehen der Projekt -
gruppe

Bei der personellen Zusammensetzung der PG
MPU wurde besonderes Augenmerk auf ausgewie-
sene fachliche Expertise einerseits und eine Aus-
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gewogenheit der Interessenlagen aller Beteiligten
andererseits gelegt. Dabei galt es, alle relevanten
Interessen- und Behördenvertreter sowie unabhän-
gige Fachexperten aktiv in die PG MPU einzubin-
den. Gleichzeitig sollte der Kreis der Projektgrup-
penmitglieder so überschaubar gehalten werden,
dass die Gruppe arbeitsfähig bleibt.

Die PG MPU setzte sich aus Fachexperten (Ver-
waltungsrichter, Psychodiagnostiker, Obergutach-
ter), Vertretern der Anbieter (Träger der Begutach-
tungsstellen für Fahreignung, Träger von Kursen
zur Wiederherstellung der Kraftfahreignung nach p
§ 70 FeV (Kursträger), niedergelassene Verkehrs-
psychologen), Fachgesellschaften (Deutsche Ge-
sellschaft für Verkehrspsychologie (DGVP), Deut-
sche Gesellschaft für Verkehrsmedizin (DGVM))

und Behördenvertretern (Anerkennungsbehörden,
Straßenverkehrsbehörden, Ländervertreter (Mit-
glied des Bund-Länder-Fachausschusses „Fahr- 
erlaubnisrecht, Fahrlehrerrecht“), BMVI und BASt)
zusammen. Die Projektgruppenmitglieder sind in
alphabetischer Reihenfolge in Tabelle 1 aufgeführt.

Die PG MPU wurde im Herbst 2012 zusammenge-
stellt und hat ihre Arbeit mit der ersten Sitzung im
November 2012 aufgenommen.

Ziel der ersten Sitzung war es, basierend auf der Ex-
ertise der Teilnehmenden diejenigen Aspekte zu

identifizieren, bei denen ein Handlungsbedarf zur
wissenschaftlich-fachlichen Weiterentwicklung gese-
hen wurde. Zu diesem Zweck waren alle Teilnehmer
im Vorfeld der Sitzung gebeten worden in Form
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Name Institution Interessenvertretung bzw. Funktion

Dr. med. Martina Albrecht Bundesanstalt für Straßenwesen, 
Bergisch Gladbach

Stellvertretende Leiterin des Referats U3
„Verkehrspsychologie, Verkehrsmedizin“

Dipl.-Psych. Rüdiger Born Verkehrstherapie.com, Hamburg Bundesverband Niedergelassener Ver-
kehrspsychologen (BNV)

Dipl.-Psych. 
Jürgen Brenner-Hartmann

TÜV SÜD Life Service GmbH, Begutachtungs-
stelle für Fahreignung, Ulm

Träger der Begutachtungsstellen für 
Fahreignung (BfF)

Dr. Paul Brieler Institut für Schulungsmaßnahmen (IFS) GmbH,
Hamburg

Träger von Kursen zur Wiederherstellung
der Kraftfahreignung nach § 70 FeV
(Kursträger)

Ingo Buchardt (bis Mai 2014) Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft
des Landes Brandenburg, Potsdam Ländervertreter (BLFA)

Ulrike Buhrke (bis Mai 2014), 
Ingo Buchardt (ab Juni 2014)

Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur, Bonn

Referat LA 21 „Straßenverkehrsrecht,
Fahrlehrerrecht“

Dr. Don DeVol TÜV-Thüringen Fahrzeug GmbH & Co. KG, 
Institut für Verkehrssicherheit, Erfurt

Vize-Präsident Deutsche Gesellschaft für
Verkehrspsychologie (DGVP)

Dr. Claudia Evers Bundesanstalt für Straßenwesen, 
Bergisch Gladbach

Leiterin des Referats U3 „Verkehrs-
psychologie, Verkehrsmedizin“

Prof. Dr. Michael Falkenstein Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der 
TU Dortmund (ifado), Dortmund Fachexperte (Psychologie, Diagnostik)

Prof. Dr. Wolfgang Fastenmeier

Medizinisch-Psychologisch-Technische 
Obergutachterstelle (MPTO) (bis 31.12.2013);
Mensch-Verkehr-Umwelt, München; Psycholo-
gische Hochschule Berlin (PHB)

Fachexperte (Obergutachter)

Prof. Harald Geiger Verwaltungsgericht München Fachexperte (Verwaltungsrecht)

Wolfgang Juris Bezirksregierung Köln Anerkennungsbehörden

Volker Kalus Stadtverwaltung, Bereich Straßenverkehr, 
Ludwigshafen Straßenverkehrsbehörden

Dr. Simone Klipp Bundesanstalt für Straßenwesen, 
Bergisch Gladbach

Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Referat
U4 „Fahrausbildung, Kraftfahrerrehabilita-
tion“

Dr. med. Sabine Löhr-Schwaab TÜV Süd Life Service GmbH, 
Service Center Stuttgart

Deutsche Gesellschaft für Verkehrs-
medizin (DGVM)

Dr. Horst Schulze Bundesanstalt für Straßenwesen, 
Bergisch Gladbach

Leiter der Abteilung U „Verhalten und 
Sicherheit im Verkehr“

Tab. 1: Mitglieder der Projektgruppe MPU-Reform (PG MPU)



eines Kurzstatements die wesentlichen Punkte zu
benennen bei denen sie einen wissenschaftlich-
fachlichen Weiterentwicklungsbedarf der MPU
sehen. Die Kurzstatements dienten der ersten Struk-
turierung des Themenfeldes und gingen als Diskus-
sionsgrundlage in die weitere Arbeit der Projektgrup-
pe ein. Diese und weitere Punkte, die sich im Rah-
men der ersten Sitzung ergaben, wurden zu überge-
ordneten Themen gruppiert, sodass bereits in der er-
sten Projektgruppensitzung relevante Handlungsfel-
der identifiziert werden konnten, an denen sich die
weitere Projektgruppenarbeit orientierte.

Beim zweiten Treffen wurden die auf der ersten Sit-
zung identifizierten Aspekte vertieft diskutiert und
priorisiert. Dabei ergaben sich mehrere als wichtig
erachtete Themenfelder sowie eine Liste von Berei-
chen, in denen weiterer Forschungsbedarf gesehen
wird. Um die Arbeit der PG MPU möglichst effizient
zu gestalten, wurde beschlossen, für die vorrangi-
gen Themen Unterarbeitsgruppen zu bilden, die
zwischen den PG-Sitzungen tagen, vorbereitende
Vorschläge ausarbeiten, ihre Überlegungen in der
Projektgruppe vorstellen und Empfehlungen erar-
beiten sollten, die abschließend in der Projektgrup-
pe zu verabschieden waren.

Im Folgenden werden die Arbeitsinhalte der fünf
Unterarbeitsgruppen der Projektgruppe MPU-Re-
form (vgl. Bild 1) skizziert.

1) UAG – Verknüpfung Anlage 4 FeV, Begutach-
tungsleitlinien und Beurteilungskriterien

Die Gründung dieser UAG basierte auf den in der
Vergangenheit bestehenden Abstimmungsschwie-
rigkeiten bei der Weiterentwicklung und Einordnung
der für die Fahreignungsbegutachtung relevanten
Regelwerke Begutachtungsleitlinien (BGLL) und
Beurteilungskriterien (BK) in die geltenden recht -
lichen Bestimmungen. Aufgabe der UAG war es,

ein Verfahren zur besseren Abstimmung und zügi-
gen Umsetzung von fachlichen Weiterentwicklun-
gen und rechtlichen Änderungen vorzuschlagen
und mit Bund und Ländern abzustimmen.

2) UAG – Unabhängige Stelle zur Prüfung von Ver-
fahren und Maßnahmen

Aufgabe dieser UAG war es, einen Vorschlag für
die Aufgaben, Qualifikation und rechtliche Veranke-
rung einer unabhängigen Stelle zur fachlichen Prü-
fung von bei der MPU eingesetzten psychologi-
schen Verfahren sowie der wissenschaftlichen
Grundlage und der Geeignetheit von Kursen zur
Wiederherstellung der Kraftfahreignung zu entwer-
fen. Hintergrund war die u. a. in den Empfehlungen
des 48. Deutschen Verkehrsgerichtstages 2010
aufgeworfene Forderung, dass Eignung der die im
Rahmen der Fahreignungsbegutachtung einge-
setzten Testverfahren wissenschaftlich und unab-
hängig geprüft werden sollte (vgl. Kapitel 1).

3) UAG – Erarbeitung eines einheitlichen Fragen-
katalogs

Ziel dieser UAG war die Erarbeitung eines Vor-
schlags für die Vereinheitlichung der Fragestellun-
gen für die MPU und ärztliche Gutachten in den
Bundesländern und bei den Fahrerlaubnisbehör-
den.

4) UAG – Unabhängige Anlaufstelle für Betroffene

Vor dem Hintergrund der Forderung nach einer un-
abhängigen Institution für Beschwerden zur MPU
diskutierte diese UAG welcher Bedarf sinnvoller-
weise abzudecken wäre. Die UAG stellte die Grün-
de für Beschwerden zusammen und identifizierte,
welche Instrumente und Institutionen bereits für Be-
schwerden zur Verfügung stehen und wo ggf. noch
Handlungsbedarf besteht.
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Bild 1: Bausteine der MPU-Reform



5) UAG – Transparenz

Diese UAG befasste sich mit der Forderung nach
höherer Transparenz bei der MPU. Diese Thematik
umfasst sowohl die bessere Information über das
gesamte Verfahren der MPU als auch die Nachvoll-
ziehbarkeit insbesondere der psychologischen Ex-
ploration (z. B. durch eine Aufzeichnung des Ge-
sprächs).

Zeitgleich zur Projektgruppe wurde eine eigenstän-
dige Arbeitsgruppe gegründet, die sich mit der Zu-
sammenstellung von Informationen für Betroffene
befasste (AG Entwicklung von MPU-Informations-
blättern, kurz AG Information). Daraus folgend
ergab sich die Tätigkeit einer Arbeitsgruppe zur
Qualitätssicherung in der Fahreignungsberatung
und fahreignungsfördernden Maßnahmen im Vor-
feld der MPU (AG Qualität). Da die Arbeiten dieser
Gruppen eng mit der PG MPU abgestimmt werden
mussten und sich teilweise auch Überschneidun-
gen ergaben, wurde der jeweilige Stand der beiden
Arbeitsgruppen bei allen PG-Sitzungen vorgestellt
und diskutiert. Die Anregungen der PG MPU flos-
sen jeweils in die Arbeiten der AG ein. Über die Ak-
tivitäten dieser Arbeitsgruppen wird in Kapitel 3.6
und 3.7 berichtet.

Insgesamt fanden acht Projektgruppensitzungen
statt, auf denen jeweils die Ergebnisse der Unterar-
beitsgruppensitzungen vorgestellt, diskutiert und
abgestimmt wurden. Darüber hinaus wurden zwi-
schenzeitliche neue Aspekte und Entwicklungen
der Fahreignungsbegutachtung (z. B. Gesetzesän-
derungen, aktuelle Fachdiskussionen) auf den Pro-
jektgruppensitzungen thematisiert. Die letzte Pro-
jektgruppensitzung im Oktober 2014 diente der ge-
meinsamen Feinabstimmung des vorliegenden
Schlussberichts.

Bereits im Januar 2014 wurden die bis dahin erar-
beiteten Ergebnisse der Projektgruppe auf dem 52.
Deutschen Verkehrsgerichtstag im Arbeitskreis V
„Fahreignung und MPU“ vorgestellt und mit einer
breiten Fachöffentlichkeit diskutiert. Die Empfehlun-
gen des Verkehrsgerichtstages sind in die weitere
Arbeit der Projektgruppe eingeflossen:

1. Die MPU ist ein bewährtes Instrument, das
nachhaltig zur Verkehrssicherheit beiträgt. Die
von der Projektgruppe MPU-Reform bereits er-
arbeiteten Maßnahmen – z. B. die Bereitstel-
lung des Infoportals auf der Homepage der
BASt und die Informationsblätter – werden be-
grüßt.

2. Eine frühzeitige und umfassende Information
der Betroffenen ist erforderlich. Über Vorausset-
zungen, Abläufe und Rechtsfolgen der MPU
haben bereits die Ermittlungsbehörden frühest-
möglich zu informieren.

3. Die Qualifikation von Personen, die zur Vorbe-
reitung auf die MPU tätig sind, bedarf einer ge-
setzlichen Regelung. So wird es den Betroffe-
nen erleichtert, seriöse Anbieter zu finden.

4. Tonaufzeichnungen der ärztlichen und psycho-
logischen Untersuchungsgespräche können die
Transparenz der Fahreignungsbegutachtung er-
höhen. Ob sie gesetzlich vorgeschrieben wer-
den sollen, hängt von der Klärung wissenschaft-
licher und rechtlicher Fragen ab. Damit soll die
Projektgruppe MPU-Reform befasst werden.

5. Zur Vereinheitlichung der Verwaltungspraxis ist
ein bundesweit geltender Fragenkatalog für die
wesentlichen Untersuchungsanlässe zu erarbei-
ten.

6. Obergutachtenstellen sind bundesweit erforder-
lich, weil dort strittige Fälle geklärt werden kön-
nen. Für die Stellen sind Qualitätsstandards
festzulegen.

7. Die fachlichen Standards der MPU sind auf den
Bereich der ärztlichen und fachärztlichen Begut-
achtungen zu übertragen. Zu fordern sind eine
vertiefte verkehrsmedizinische Aus- und Fortbil-
dung und die Sicherung der Gutachtenqualität.
Die Fragestellungen und Ergebnisse sind stati-
stisch zu erfassen.

8. Bereits die Anordnung, ein Fahreignungsgut-
achten beizubringen, ist einer unmittelbaren ver-
waltungsgerichtlichen Kontrolle zu unterwerfen.

9. Qualität hat ihren Preis. Die Durchführung einer
MPU muss angemessen vergütet werden. Die
rechtlichen Grundlagen hierfür sind zu überprü-
fen.

Das gewählte Vorgehen erwies sich als äußerst ef-
fektiv für die Arbeit in der PG MPU. Da die relevan-
ten Themen bereits frühzeitig identifiziert und priori-
siert worden waren, konnte äußerst strukturiert vor-
gegangen werden. Die Unterarbeitsgruppen mit der
in ihnen jeweils gegebenen fachlichen Expertise er-
möglichten durch Arbeitstreffen zwischen den PG-
MPU-Sitzungen sowie der zusammenfassenden
Aufarbeitung ihrer Ergebnisse eine komprimierte
und ergebnisorientierte Diskussion in der PG MPU.
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Die gründliche Vorbereitung der Unterarbeitsgrup-
pen vor jeder PG-MPU-Sitzung nahm viele Argu-
mente und Gegenargumente bereits vorweg, so-
dass eine Konsensbildung in der Projektgruppensit-
zung fast immer in allen Punkten möglich war.

3 Ergebnisse
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Projekt-
gruppe MPU-Reform vorgestellt. Die Ergebnisse
der beiden anderen Arbeitsgruppen „Qualität“ und
„Information“ sind dem BMVI in jeweils einem ge-
sonderten Bericht vorgelegt worden. Daher wird an
dieser Stelle nur zusammenfassend auf die Ergeb-
nisse der Arbeit dieser beiden Gruppen eingegan-
gen.

3.1 Verknüpfung Anlage 4 FeV,
Begutachtungsleitlinien und
Beurteilungskriterien

Aufgabenstellung

Bei der Beurteilung der Fahreignung sind Regel-
werke verschiedener Ebenen zu beachten. Die EU-
Führerscheinrichtlinie bildet den Rahmen, an den
die Mitgliedsländer gebunden sind. Das Straßen-
verkehrsgesetz (StVG) und die Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung (FeV) setzen die EU-Richtlinie in nationa-
les Recht um. Die FeV füllt die im StVG geschaffe-
nen Ermächtigungen aus. Sie regelt die Vorausset-
zungen für die Zulassung von Personen zum Stra-
ßenverkehr und somit auch die Eignungsvorausset-
zungen für das Führen von Kraftfahrzeugen.

Die von der BASt herausgegebenen Begutach-
tungsleitlinien zur Kraftfahreignung führen die Vor-
gaben der FeV, insbesondere der Anlage 4, fachlich
aus und dienen als Hilfestellung für die Gutachter.
Sie stellen auch für die Fahrerlaubnisbehörden eine
Entscheidungsgrundlage bei der Formulierung von
Eignungszweifeln dar, und definieren die Eignungs-
voraussetzungen für die körperlich-geistige und
charakterliche Eignung im Rahmen der FeV. Auf-
grund ihres Stellenwerts für das Behördenhandeln
sind sie, einem Vorschlag der UAG folgend, bereits
mit der 10. Änderungsverordnung zur FeV (ÄndVO)
normativ verankert worden (Anlage 4a zu § 11 Ab-
satz 5 der FeV, 1. Absatz). Jede Änderung geht
demnach mit entsprechenden umfänglichen fachli-
chen und administrativen Abstimmungsprozessen
einher. Kurzfristige Änderungen sind daher nicht

möglich, auch wenn sie fachlich manchmal wün-
schenswert erscheinen.

Die von der Deutschen Fachgesellschaft für Ver-
kehrspsychologie (DGVP) und der Deutschen
Fachgesellschaft für Verkehrsmedizin (DGVM) 
herausgegebenen Beurteilungskriterien dienen in
erster Linie der Überprüfung der Eignungsvoraus-
setzungen. Derzeit sind Kriterien für Alkohol-, Dro-
gen- und verkehrsrechtliche Fragestellungen defi-
niert sowie Anforderungen an Untersuchungsmittel
(Testverfahren, medizinische Untersuchung, psy-
chologisches Untersuchungsgespräch) und die In-
terpretation von Befunden (z. B. Laborwerte) fest-
gelegt. Sie hinterlegen fachwissenschaftlich die
Ausführungen der Begutachtungsleitlinien. Sie de-
finieren für unterschiedliche Anlassgruppen Anfor-
derungsprofile, die von allen Gutachtern im Rah-
men der Untersuchung des Einzelfalls beachtet
werden müssen und sichern somit eine einheitliche
Urteilsbildung. Andere fachliche Leitlinien, z. B. von
medizinischen Fachgesellschaften, bilden die fach-
liche Grundlage für die Begutachtung in der jewei-
ligen Disziplin. Ein aktuelles Beispiel ist das
Positions papier der Deutschen Gesellschaft für
Kardiologie, Herz- und Kreislaufforschung (DGK),
in dem die neuen evidenzbasierten wissenschaft -
lichen Grundlagen der Begutachtung bei kardiolo-
gischen Erkrankungen zusammengestellt wurden
(KLEIN et al., 2010). Die fachlichen Grundlagen-
werke können relativ schnell wissenschaftlichen
oder technischen Neuerungen angepasst werden.
Die Rechtsstellung der Regelwerke ist in Bild 2 ver-
anschaulicht.
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Bild 2: Rechtsstellung der Regelwerke



In der Vergangenheit gab es Schwierigkeiten in der
Abstimmung bei der Weiterentwicklung der Regel-
werke. Die Begutachtungsleitlinien konnten nicht in
der fachlich gewünschten Aktualität veröffentlicht
werden, weil die Abstimmungsprozesse mit Bund
und Ländern nicht geregelt waren. Bei Widersprü-
chen zwischen den fachlichen Regelwerken (Be-
gutachtungsleitlinien und Beurteilungskriterien) gab
es Unklarheiten über deren jeweilige rechtliche
Stellung. Änderungen der FeV benötigen einen
Bezug auf entsprechende fachwissenschaftliche
Grundlagen, die den Stand der Wissenschaft und
Technik wiedergeben. Die Begutachtungsleitlinien
dürfen jedoch inhaltlich nicht von der FeV abwei-
chen (weder liberaler noch strenger sein), sondern
diese nur fachlich hinterlegen. Somit ist es erfor-
derlich, dass FeV und Leitlinien abgestimmt über-
arbeitet werden. Die Beurteilungskriterien können
als fachwissenschaftliches Werk zwar unabhängig
davon überarbeitet werden, jedoch ist eine Abstim-
mung mit den Begutachtungsleitlinien sinnvoll, um
Widersprüche zu vermeiden. Mit einer verbesser-
ten Abstimmung bei der Weiterentwicklung würde
ebenfalls sichergestellt, dass die Regelwerke je-
weils den möglichst aktuellen wissenschaftlichen
Stand wiedergeben.

Ergebnisse

Die Unterarbeitsgruppe hat einen Vorschlag für die
rechtliche Verankerung der Begutachtungsleitlinien
und Beurteilungskriterien, deren wechselseitige Ab-
stimmung und der Abstimmung beider Regelwerke
mit der Fahrerlaubnis-Verordnung, sowie zur Ver-
besserung und Beschleunigung der Abläufe dieser
Prozesse entwickelt.

Die rechtliche Verankerung der Begutachtungsleit -
linien in der FeV (Anlage 4a) ist ein wesentliches
Arbeitsergebnis der UAG. Somit sind die Begutach-
tungsleitlinien als normatives Regelwerk definiert.
Im Gegensatz dazu stellen die Beurteilungskriterien
eine fachliche Grundlage dar, die den Stand von
Wissenschaft und Technik für viele Fragestellungen
zusammenfasst (darüber hinaus sind auch andere
Dokumente wissenschaftlicher Fachgesellschaften
zu beachten). Die BASt wird bei fachlich notwendi-
gen Änderungen der Begutachtungsleitlinien immer
einen Hinweis bezüglich eventueller Diskrepanzen
zur FeV geben und ggf. einen Vorschlag für not-
wendige Änderungen unterbreiten, sodass eine 
zügige Umsetzung der ggf. erforderlichen Änderun-
gen beider Werke ermöglicht wird.

Auch dem in dieser UAG erarbeiteten Vorschlag zur
Abstimmung der Regelwerke wurde bereits im 
zuständigen Bund-Länder-Fachausschuss „Fahr -
erlaubnisrecht, Fahrlehrerrecht“ seitens der Bun-
desländer zugestimmt. Der künftige Abstimmungs-
prozess der drei Regelwerke FeV, Begutachtungs-
leitlinien und Beurteilungskriterien ist in Bild 3 dar-
gestellt.

Bei der Weiterentwicklung der Begutachtungsleit -
linien erfolgt die Einbindung der relevanten Fach-
kreise durch die Mitwirkung der einschlägigen
Fachgesellschaften sowie ausgewiesenen Exper-
ten bei der Überarbeitung der jeweiligen Kapitel.
Darüber hinaus wird das Bundesministerium für
Gesundheit (BMG) stets eingeladen. Je nach Fach-
gebiet wird ein Vertreter der StAB (Ständige Ar-
beitsgruppe Beurteilungskriterien der DGVP und
der DGVM) oder eine der beiden Fachgesellschaf-
ten eingeladen. Die Abstimmung mit den zuständi-
gen obersten Landesbehörden sowie das Inkraft-
treten der überarbeiteten Fassung sollten einem 
festen Zyklus folgen, um Unklarheiten über jeweils
gültige Versionen zu vermeiden. Dabei sollten auf
dem ersten BLFA des Kalenderjahres (BLFA I)
überarbeitete oder neue Kapitel mit Hervorhebung
der Änderungen und eines eventuellen Änderungs-
bedarfs der FeV vorgestellt werden. Innerhalb von
zwei Monaten sollen die Länder zu diesen Überar-
beitungen bzw. Neuerungen Stellung nehmen, wor-
aufhin die BASt die Rückmeldungen in Abstimmung
mit Expertengruppen und BMVI einarbeitet. Im
zweiten BLFA des Kalenderjahres (BLFA II) erfolgt
dann eine Vorstellung der Überarbeitung mit Be-
gründung, sofern erforderlich eine Vorstellung der
Vorschläge zur Änderung der FeV sowie eine Ab-
stimmung der endgültigen Fassungen der überar-
beiteten Kapitel der Begutachtungsleitlinien. Der
statische Verweis auf die Begutachtungsleitlinien in
der Anlage 4a der FeV ist jeweils zu aktualisieren.
Sechs Monate nachdem das BMVI seine Zustim-
mung zur Veröffentlichung erteilt hat und eine Be-
kanntmachung im Verkehrsblatt erfolgt ist, treten
die Neuerungen schließlich in Kraft.

Dieses Vorgehen soll eine möglichst aktuelle Über-
arbeitung sicherstellen, dabei aber die Interessen
und Belange der Verwaltung ausreichend berück-
sichtigen. Geringfügige Änderungen ohne Auswir-
kungen auf die FeV sollen ggf. (ohne Vorstellung
auf BLFA I und Frist für Rückmeldungen der Län-
der) auf dem BLFA II vorgestellt und abgestimmt
werden, um noch in die nächste überarbeitete Ver-
sion der Begutachtungsleitlinien Eingang zu finden.
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Die Beurteilungskriterien werden von der Ständigen
Arbeitsgruppe Beurteilungskriterien (StAB) im Auf-
trag der beiden herausgebenden Fachgesellschaf-
ten überarbeitet. In der StAB sind in der Regel nach
Benennung der DGVP und DGVM auch Mitglieder
aus dem Kreis der Gesellschaft für Toxikologie und
Forensische Chemie (GTFCh) sowie Träger von
BfF und Kursträger vertreten. Ein umfängliches Ein-

bindungsangebot (z. B. wissenschaftliche Fachge-
sellschaften, BMVI, Länder, BASt, Kursträger) er-
höht die Akzeptanz und beschleunigt die Umset-
zung. Die von der StAB erarbeiteten Änderungen
der BK werden von den Vorständen der herausge-
benden Fachgesellschaften freigegeben. Das
BMVI erhält rechtzeitig vor der geplanten Veröffent-
lichung Gelegenheit zur Prüfung auf Kongruenz zu
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Bild 3: Vorgehen bei Änderungsbedarf der Regelungen im Bereich der Begutachtung der Fahrereignung
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Bild 4: Zu informierende Institutionen (die in der linken Spalte genannten Institutionen informieren die in den folgenden Spalten ge-
nannten Stellen)



rechtlichen Vorgaben und beauftragt jeweils die
BASt, zu neuen Auflagen vorab auch fachlich Stel-
lung zu nehmen. Hieraus resultierende rechtliche
Vorgaben sind vor Veröffentlichung entsprechend
zu berücksichtigen, die fachlichen Empfehlungen
werden von den Herausgebern geprüft. Ein fach -
licher Austausch zwischen den Herausgebern der
Begutachtungsleitlinien und der Beurteilungskrite-
rien ist vorgesehen.

Hinsichtlich der Informationsverbreitung sind so-
wohl die Begutachtungsleitlinien als auch die Beur-
teilungskriterien vom Grundsatz her an dieselben
interessierten Kreise zu vermitteln, sodass die Ver-
teiler weitgehend übereinstimmen sollten. Bei Neu-
auflagen sind (mit rechtzeitigem zeitlichem Vorlauf)
insbesondere die in Bild 4 genannten Institutionen
und Gesellschaften zu informieren. Hierzu zählen
neben den zuständigen Verwaltungen und Rechts-
organen der Länder auch die Ärztekammern, Be-
rufsverbände und Fachgesellschaften. So soll 
sichergestellt werden, dass alle bei der Begutach-
tung und Wiederherstellung der Fahreignung Betei-
ligten rechtzeitig über Neuerungen informiert wer-
den, da nur so die Umsetzung in die Praxis ge-
währleistet werden kann. Hinsichtlich des Informa -
tionsflusses werden die in Bild 4 in der linken Spal-
te genannten Institutionen gebeten, die Informa -
tionen an die mit ihnen verbundenen Behörden/
Gesellschaften (s. rechte Spalten) weiterzugeben.

Handlungsempfehlungen

Die im Rahmen dieses Handlungsfeldes von der
Projektgruppe bzw. der Unterarbeitsgruppe erarbei-
teten Vorschläge wurden bereits innerhalb der
Laufzeit der Projektgruppe umgesetzt. An dieser
Stelle besteht daher derzeit kein weiterer Hand-
lungsbedarf. Wenn die Abstimmungen zwischen
den Regelwerken künftig dem aufgezeigten Pro-
zess folgen, dürften maßgebliche Verbesserungen
in der inhaltlichen Angleichung sowie der Schnellig-
keit der Veröffentlichung des aktuellen wissen-
schaftlichen Sachstands zu erwarten sein.

3.2 Unabhängige Stelle zur Prüfung
von Verfahren und Maßnahmen

Aufgabenstellung

Die medizinisch-psychologische Begutachtung der
Fahreignung und die Interventionsmaßnahmen
nach § 70 FeV sind eine Entscheidungshilfe für die

Fahrerlaubnisbehörden bzw. ziehen Rechtsfolgen
nach sich. Daher muss der Nachweis der Qualität
und Eignung der Verfahren nach wissenschaftlich
definierten Kriterien geführt werden. Hierzu ist eine
unabhängige Prüfung durch zugelassene neutrale
Stellen erforderlich. Weiterhin kann auf dieser
Basis eine bundeseinheitliche Festlegung von Kri-
terien für die Zulassung von psychologischen Ver-
fahren für den Bereich der Fahreignungsbegutach-
tung erfolgen, die derzeit nicht gegeben ist.

Ergebnisse

Die UAG hat einen Vorschlag für die Aufgaben,
Qualifikation und rechtliche Verankerung von unab-
hängigen Stellen zur fachlichen Prüfung von bei der
MPU eingesetzten psychologischen Verfahren
sowie der wissenschaftlichen Grundlage und der
Geeignetheit von Kursen zur Wiederherstellung der
Kraftfahreignung entworfen. Eine Stelle, die diese
Prüfung durchführt, muss insbesondere fachliche
Kompetenz in psychologischer Diagnostik (für die
Prüfung von Verfahren) bzw. klinischer oder 
pädagogischer Psychologie (für die Prüfung von
Maßnahmen) anhand der beruflichen Erfahrung
sowie einschlägiger Publikationen der prüfenden
Personen nachweisen. Die zweite grundlegende
Anforderung ist die Unabhängigkeit dieser Stellen
von Personen oder Institutionen, die die entspre-
chenden Verfahren entwickeln, vertreiben oder im
Zuge der MPU einsetzen.

Es ist sicherzustellen, dass die Eignung solcher
Stellen für die beschriebenen Aufgaben auf der
Basis definierter Anforderungen neutral geprüft
wird.

Handlungsempfehlungen

Der Vorschlag der UAG ist ebenfalls in die 10. Än-
derungsverordnung der FeV eingeflossen. Gemäß
der Anlagen 14 und 15 der FeV müssen eingesetz-
te psychologische Testverfahren und -geräte sowie
Interventionsmaßnahmen nach § 70 FeV von einer
unabhängigen Stelle auf ihre Eignung überprüft
werden.

Die BASt wurde seitens des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) beauf-
tragt, die Einzelheiten über Zuständigkeiten und
Ausgestaltung eines entsprechenden Verfahrens
zur Festlegung der unabhängigen Stellen zu erar-
beiten und durchzuführen. Zum Zeitpunkt der Er-
stellung des Schlussberichts der Projektgruppe
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wurde bereits mit der Ausarbeitung eines solchen
Verfahrens begonnen.

Mit der Einrichtung der unabhängigen Stelle wird
eine der eingangs genannten Empfehlungen des
48. Deutschen Verkehrsgerichtstags 2010 umge-
setzt und ein wichtiger Schritt der Weiterentwick-
lung der MPU vollzogen. Nach Abschluss der Pro-
jektgruppe werden die Aktivitäten des BMVI und der
BASt zur Einrichtung dieser Stellen fortgesetzt, so-
dass diese baldmöglichst ihre Arbeit der unabhän-
gigen Prüfung aufnehmen können.

3.3 Fragestellungen

Aufgabenstellung

Die derzeit von den Fahrerlaubnisbehörden vorge-
nommenen Anordnungen zur Veranlassung einer
MPU basieren auf Rechtsnormen (FeV), Länder -
erlassen und verwaltungsgerichtlicher Rechtspre-
chung. Dies führt u. a. dazu, dass in den Bundes-
ländern, teilweise auch in verschiedenen Behörden
eines Landes, für gleiche MPU-Anlässe verschie-
dene Anordnungen getroffen und unterschiedliche
Fragestellungen formuliert werden. In der Unter -
arbeitsgruppe besteht Konsens, dass bundesweit
einheitlich formulierte Anordnungen und Fragestel-
lungen für die MPU wünschenswert wären. Nur so
kann sichergestellt werden, dass für die zu klären-
den Fragen auch Kriterien für die Befunderhebung
und -bewertung auf fachwissenschaftlicher Grund -
lage erstellt und einheitlich angewandt werden kön-
nen. Für alle in der FeV genannten Anlassgruppen
wäre ein „Katalog von Vorschlägen“ für Anordnun-
gen und Fragestellungen zu gestalten. Es kann sich
hierbei nicht um verbindliche Vorgaben handeln, da
die Zuständigkeit für die Bewertung des Einzelfalls
und das Formulieren und Begründen der Anord-
nungen bei den einzelnen Fahrerlaubnisbehörden
liegt.

Da es weder möglich noch zielführend ist, alle be-
stehenden Erlasse und Urteile als „Rahmen“ für
einen solchen Katalog zu berücksichtigen, sollte ein
Katalog auf der Basis der normativen Grundlagen
und der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse
erarbeitet werden, der dann als Basis für zukünftige
Erlasse und die Rechtsprechung dienen kann.
Dabei ist zu beachten, dass sich die Fragestellun-
gen (über den Untersuchungsanlass und die Be-
gründung) aus den Anknüpfungstatsachen erge-
ben. Diese müssen bei der Erstellung eines Kata-
logs mit berücksichtigt werden.

Hier ergibt sich jedoch die Schwierigkeit, dass un-
klare Normen und unbestimmte Rechtsbegriffe eine
wesentliche Ursache für die Uneinheitlichkeit dar-
stellen. Als Voraussetzung für einheitliche Anord-
nungen und Fragestellungen sollten daher zu-
nächst die rechtlichen Grundlagen in einigen Punk-
ten präzisiert werden, dies gilt insbesondere für den
Bereich der Drogenfragestellungen (z. B. die Ver-
wendung der Begriffe „regelmäßig“ und „gelegent-
lich“ bei Cannabiskonsumenten).

Das Ziel der UAG war daher die Erarbeitung eines
Vorschlags für die Vereinheitlichung der Anordnun-
gen und Fragestellungen für die MPU und ärzt -
lichen Gutachten in den Bundesländern und bei
den Behörden. Im Rahmen der Projektgruppe wur-
den daher exemplarische Fragestellungen mit Bei-
spielen für die Ableitung aus den Anknüpfungstat-
sachen erarbeitet, die als Basis für die Erstellung
eines einheitlichen Katalogs für die wesentlichen
Fragestellungen dienen könnten. Weiterhin wurde
auf uneinheitlich gehandhabte Begutachtungsan-
lässe bzw. deren unscharfe rechtliche Grundlagen
(inklusive Hinweise auf denkbare Ergänzungen)
hingewiesen.

Auch sollten abhängig vom Untersuchungsanlass
Vorgaben für die Auswahl der Arztgruppe nach § 11
FeV gemacht werden, da in der Praxis oft erheb -
liche Unsicherheiten bezüglich der Frage bestehen,
welche ärztliche Fachdisziplin für die Begutachtung
geeignet ist.

Ergebnisse

Bei der Erstellung eines einheitlichen Katalogs für
die Fahrerlaubnisbehörden und die Begutachtungs-
stellen muss von der geltenden Rechtslage ausge-
gangen werden. Aufgabe der Projektgruppe war es,
auf dieser Basis exemplarische Fragestellungen zu
formulieren. Wenn es in Einzelfällen nicht möglich
ist, auf Basis der bestehenden Gesetzeslage Fra-
gestellungen zu konkretisieren, sollte die Projekt-
gruppe darauf hinweisen und entsprechende Ände-
rungen vorschlagen. Da es jedoch nicht Aufgabe
der PG MPU war, sämtliche Unklarheiten der
Rechtsgrundlagen aufzulisten, sollte dies beispiel-
haft geschehen.

Die UAG hat exemplarisch für die Anlässe des § 13
FeV Fragestellungen entwickelt, die in Tabelle 2
dargestellt werden. Obwohl es sich hier um relativ
überschaubare und eindeutig formulierte rechtliche
Regelungen handelt, hat sich der Aufwand als er-
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heblich erwiesen. Die UAG sieht die Erarbeitung
von Fragestellungen zu § 14 FeV „Klärung von Eig-
nungszweifeln im Hinblick auf Betäubungsmittel
und Arzneimittel“ erst nach Präzisierung der recht -
lichen Grundlagen als sinnvoll an. So sind bei-
spielsweise die Begriffe „regelmäßig“ und „gele-
gentlich“ bei Cannabiskonsum unscharf. Der Aus-
druck „wenn Abhängigkeit nicht mehr besteht“ ist
medizinisch falsch und wäre zu ersetzen durch 
z. B. die Forderung nach stabiler Abstinenz. Wei-
terhin ist eine Klarstellung notwendig, dass keine
generelle Abstinenzpflicht bei Cannabiskonsum be-
steht (häufig aufgestellte Forderung nach einer
Fahrt unter Einfluss). Bislang fehlt eine „Eingriffs-
schwelle“ bei Cannabis für fehlendes Trennvermö-
gen, schließlich muss „zusätzlicher Gebrauch von
Alkohol“ (Anlage 4 der FeV) präzisiert werden.

Insgesamt kommt die UAG zu dem Schluss, dass
der Aufwand für die Erstellung eines Kataloges von

Fragestellungen nicht unterschätzt werden sollte.
Daher wird es als sinnvoll erachtet, eine gesonder-
te Arbeitsgruppe zur Erstellung eines solchen Kata-
loges zu bilden, die ihre Arbeit im Anschluss an die
Projektgruppe aufnimmt.

Im Hinblick auf, aus der Sicht der UAG, erforderli-
chen Überarbeitungen der rechtlichen Grundlagen
macht die UAG exemplarisch folgende Ergän-
zungs- und Änderungsvorschläge:

Bei Hinweisen auf Eignungsmängel mit unklarer
Zuordnung zu einer Fachdisziplin der in § 11 FeV
genannten Ärzten (neuer Absatz 3): „Sind die Be-
denken gegen die körperliche oder geistige Eig-
nung des Fahrerlaubnisbewerbers nach Absatz 2
nicht mit hinreichender Sicherheit einer Ursache
nach Anlage 4 zuzuordnen, kann die Fahrerlaub-
nisbehörde eine orientierende Überprüfung der Eig-
nungsbedenken durch einen Arzt des Gesundheits-
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Sachverhalte (Anlässe) Rechtsgrundlage Verweis auf die 
Begutachtungs-
leitlinien

Formulierung der Fragestellung
nach § 11 (6) FeV (Beispiele aus BK,
3. Auflage)

Ergänzende Hinweise 

Ärztliche Gutachten

Mehrere unspezifische § 13 Nr. 1 FeV Kap. 3.11. Alkohol „Lässt sich die aus den aktenkundigen Tatsachen müssen in Anordnung
Auffälligkeiten unter 3.11.2 Abhängigkeit Tatsachen begründete Annahme einer dargelegt werden. Ggf. nachfolgen-
Alkoholeinfluss/mit hoher Alkoholabhängigkeit bei Herrn/Frau ... de Untersuchung nach § 13 Nr. 2a
BAK/sonstige Hinweise, bestätigen?“ (MPU) erforderlich, wenn keine Al-
die eine Alkoholabhängig- koholabhängigkeit vorliegt 
keit nahelegen (fehlendes Trennvermögen belegt)?

Fremddiagnose ohne § 13 Nr. 1 FeV Kap. 3.11. Alkohol „Lässt sich die aus den aktenkundigen Tatsachen müssen in Anordnung
sonstige belastbare 3.11.2 Abhängigkeit Tatsachen begründete Annahme einer dargelegt werden. Ggf. nachfolgen-
Befunde liegt vor. Alkoholabhängigkeit bei Herrn/Frau ...

bestätigen?“
de Untersuchung nach § 13 Nr. 2a
(MPU) erforderlich, wenn keine 
Alkoholabhängigkeit vorliegt 
(fehlendes Trennvermögen belegt)?

Aktuelle (nicht älter als 12
Monate) Fremddiagnose
nach ICD10 liegt vor.

§ 13 Nr. 1 und 
§ 11 Abs. 7 FeV

Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.2 Abhängigkeit

Unmittelbare Entziehung ohne Un-
tersuchung nach § 11 Abs. 7 FeV.

Medizinisch-psychologische Gutachten

Nach einem ärztlichen
Gutachten liegen zwar
keine Alkoholabhängig-
keit, jedoch Anzeichen für
Alkoholmissbrauch oder
sonstige Tatsachen, die
die Annahme von Alkohol-
missbrauch begründen,
vor.

§ 13 Nr. 2 a) FeV Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.1 Missbrauch

…

„Ist aufgrund der Hinweise auf Alkohol-
missbrauch  im Sinne der Anlage 4
FeV zu erwarten, dass  Herr/Frau 
ein Fahrzeug unter einem die Fahr -
sicherheit beeinträchtigenden Alkohol-
einfluss führen wird? Liegen im Zu-
sammenhang mit dem Untersuchungs-
anlass Beeinträchtigungen vor, die das
sichere Führen eines Fahrzeuges in
Frage stellen?“

Tatsachen müssen in Anordnung
dargelegt werden.

Wiederholte Zuwider-
handlungen im Straßen-
verkehr unter Alkoholein-
fluss.

§ 13 Nr. 2 b) FeV Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.1 Missbrauch

…„Ist zu erwarten, dass Herr/ Frau 
auch zukünftig ein Fahrzeug unter
einem die die Fahrsicherheit beein-
trächtigenden Alkoholeinfluss führen
wird und/oder liegen im Zusammen-
hang mit dem Untersuchungsanlass
Beeinträchtigungen vor, die das siche-
re Führen eines Fahrzeuges in Frage
stellen?“

Tatsachen müssen in Anordnung
dargelegt werden.

Tab. 2: Exemplarische Fragestellungen zu § 13 FeV



amtes oder einen anderen Arzt der öffentlichen Ver-
waltung oder einen Arzt in einer Begutachtungs-
stelle für Fahreignung, der die Anforderungen nach
Anlage 14 erfüllt, anordnen. Die genannten Stellen
sind geeignet, als eine Art Clearingstelle die Eig-
nungszweifel den möglichen Ursachen nach Anla-
ge 4 FeV zuzuordnen. Sie sollen daher für das Gut-
achten verantwortlich sein und, wenn erforderlich,
zusätzlich Befunde z. B. von zuständigen Fachärz-
ten einholen, oder alternativ eine Begutachtung
durch die zuständige Stelle empfehlen.“

Dieser Vorschlag soll keinesfalls dazu führen, dass
häufiger eine Überprüfung erfolgt als bisher. Viel-
mehr soll Betroffenen erspart werden, dass sie
nacheinander mehrere Gutachten unterschiedlicher
Fachdisziplinen beibringen müssen. Ein Vorschlag
für einen möglichen Ablauf ist in Bild 5 dargestellt.

Bei isolierten Bedenken hinsichtlich der psychophy-
sischen Leistungsfähigkeit, ohne dass diese einer
bestimmten Krankheit zugeordnet werden können,
soll ebenfalls eine angemessene Aufklärung der Ur-
sachen möglich sein. Es wird vorgeschlagen, nach

dem bisherigen Absatz 4 folgenden neuen Absatz
in § 11 FeV aufzunehmen: „Werden Tatsachen be-
kannt, die Bedenken begründen, dass der Fahr -
erlaubnisbewerber die für eine sichere Verkehrsteil-
nahme erforderlichen psycho-physischen Leis- 
tungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, kann die
Fahrerlaubnisbehörde die Beibringung eines Gut-
achtens eines Psychologischen Gutachters in einer
Begutachtungsstelle für Fahreignung, der die 
Anforderungen nach Anlage 14 erfüllt, anordnen.“
(Anmerkung: hier soll ausschließlich eine Leis -
tungstestung/-bewertung erfolgen, wohingegen die
Anordnung eines psychologischen (oder medizini-
schen) Teilgutachtens von der PG MPU mehrheit-
lich abgelehnt wird).

Handlungsempfehlungen

Es wird empfohlen, im Anschluss an die PG MPU
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die die umfäng -
liche Ausarbeitung eines Fragenkatalogs über-
nimmt. Eine solche Arbeitsgruppe sollte u. a. aus
Vertretern von Fahrerlaubnisbehörden, Anerken-
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Sachverhalte (Anlässe) Rechtsgrundlage Verweis auf die Formulierung der Fragestellung Ergänzende Hinweise 
Begutachtungs- nach § 11 (6) FeV (Beispiele aus BK,
leitlinien 3. Auflage)

Medizinisch-psychologische Gutachten

ü
ß

‰

zF hren eines Fahr
im Stra enverkehr 
BAK > 1,6  oder 
AAK > 0,8 mg/l.

eugs
mit

§ 13 Nr. 2 c) FeV Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.1 Missbrauch

„

ä

z

ü

z

ä

ü

z

z

ü

…Ist u erwarten, dass Herr/Frau 
auch uk nftig ein Fahr eug unter
einem die die Fahrsicherheit beein-
tr chtigenden Alkoholeinfluss f hren
wird und/oder liegen im Zusammen-
hang mit dem Untersuchungsanlass
Beeintr chtigungen vor, die das siche-
re F hren eines Fahr euges in Frage
stellen?“

z

ä
z

ä

ü

ü
z

Tatsachen m ssen in Anordnung
dargelegt werden. Ergeben sich
Hinweise auf das Vorliegen von 
Alkoholabh ngigkeit ist Kap. 3.11.2
Abh ngigkeit der Begutachtungs-
Leitlinien u ber cksichtigen und
ur Diagnose Stellung u nehmen.

z

§

ü

Die Fahrerlaubnis war
aus einem der in  13
Buchstaben a) bis c) 
FeV genannten Gr nde
ent ogen.

§ 13 Nr. 2 d) FeV Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.1 Missbrauch

Siehe Fragestellungen § 13 Nr. 2 a)-c).

§

ü
ü

Ankn pfungstatsache ist 
hung aus Gr nden nach 
 13 Nr. 2 a)-c) FeV

zEnt ie-

z äEs ist u kl ren ist, ob § 13 Nr. 2 e) FeV Kap. 3.11. Alkohol „Ist aufgrund des aktenkundigen Alko- z äEs ist insbesondere u kl ren, ob
Alkoholmissbrauch nicht 3.11.1 Missbrauch holmissbrauchs im Sinne der Anlage 4 ein hinreichendes Trennungsver-
mehr betrieben wird. z

z

ü
ä

…FeV u erwarten, dass  Herr/Frau 
ein Fahr eug unter einem die Fahr -
sicherheit beeintr chtigenden Alkohol-
einfluss f hren wird? Liegen im Zu-

ö zm gen wischen Alkoholkonsum
und Fahren vorliegt.

sammenhang mit dem Untersuchungs-

ü
ä

z
anlass Beeintr chtigungen vor, die das
sichere F hren eines Fahr euges in
Frage stellen?“

ä z ä
z

Bei vorliegender Alkohol-
abh ngigkeit ist u kl ren,
ob eine stabile Abstinen
gegeben ist. 

§ 13 Nr. 2 f) FeV
ä

Kap. 3.11. Alkohol 
3.11.2 Abh ngigkeit

„
ä

z
ü

z

ä

Liegt bei der aktenkundigen Alkohol-
abh ngigkeit eine stabile Abstinen
vor? Liegen im Zusammenhang mit
dem Untersuchungsanlass Beeintr ch-
tigungen vor, die das sichere F hren
eines Fahr euges in Frage stellen?“

Siehe Vorschlag 
der FeV.

zur Neufassung

Tab. z2: Fortset ung



nungsbehörden und obersten Landesbehörden
sowie BfF bestehen.

Um den Grad an Verbindlichkeit zu erhöhen, sollte
angestrebt werden, dass im Zuge der zukünftig zu
überarbeitenden Kapitel zu den jeweiligen Kapiteln
in den Begutachtungsleitlinien die entsprechenden
Fragestellungen eingefügt und um die entspre-
chende Passage der Anlage 4 FeV ergänzt werden.
Diese Aufgabe sollte ebenfalls von einer Arbeits-
gruppe übernommen werden. Eine Abstimmung zu
den Vorschlägen sollte jeweils im Zuge der zweiten
Beratung der Änderungen der Begutachtungsleit -
linien im BLFA erfolgen.

Zunächst sollten jedoch Vorschläge für notwendige
Änderungen der rechtlichen Grundlagen für eine
einheitliche Anordnungspraxis der MPU erarbeitet
werden. Nach Klärung der Rechtslage soll dann ein
„Katalog“ erarbeitet werden, der Fragestellungen
für die häufigsten Untersuchungsanlässe enthält.

3.4 Unabhängige Anlaufstelle für
Betroffene

Aufgabenstellung

Hintergrund für die Forderung nach einer unabhän-
gigen Anlaufstelle sind vor allem Beschwerden von
Betroffenen, die das aus ihrer Sicht nicht zufrieden
stellende Ergebnis der MPU einer unabhängigen
Instanz zur Überprüfung vorlegen möchten. Auch
besteht manchmal der Wunsch nach einer erneu-
ten oder „höherwertigen“ Begutachtung.

Viele der Beschwerden wären bei besserer Infor-
mation der Betroffenen vermeidbar. Die Ergebnisse
der AG Information (vgl. Kapitel 3.6) und AG Quali-
tät (vgl. Kapitel 3.7) haben hier bereits deutliche
Verbesserungen erreicht bzw. Vorschläge zur bes-
seren Qualität der verkehrspsychologischen Bera-
tung und fahreignungsfördernden Maßnahmen ge-
macht. Weiterhin können sich Betroffene bereits
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jetzt an Stellen wenden, die Beschwerden nachge-
hen und Beratung leisten. Der Klageweg gegen die
Entscheidung der Behörde bzgl. einer Entziehung
einer Fahrerlaubnis oder einer Ablehnung eines An-
trags auf Erteilung einer Fahrererlaubnis aufgrund
eines negativen Fahreignungsgutachtens steht
ebenfalls offen. In einigen Bundesländern gibt es
vor dem Hintergrund der in Nummer 2.2, Buchsta-
be d) der Begutachtungsleitlinien1 eingeräumten
Möglichkeit Obergutachterstellen, bei denen Zweit-
gutachten in Auftrag gegeben wurden. Es ist für Be-
troffene hilfreich und für Behörden entlastend,
wenn eine autorisierte unabhängige Stelle in stritti-
gen Fällen anzusprechen ist. Es ist aber zu berück-
sichtigen, welche Ansprechstellen für Beschwerden
es bereits gibt, und welche Hilfen für die Betroffe-
nen vor dem Hintergrund der bestehenden recht -
lichen Regelungen tatsächlich von Nutzen sind.

Die Projektgruppe sieht zunächst die Notwendig-
keit, Betroffene besser über bereits bestehende Be-
schwerdemöglichkeiten zu informieren, da diese
oftmals nicht bekannt sind. So haben alle Träger
der Begutachtung ein Beschwerdemanagement,
das bei Einwendungen gegen das Gutachten bei
diesem Träger greift. Im Infoportal der BASt wird
darauf hingewiesen, und ein Vordruck für Be-
schwerden sowie die Adressen der Träger bereit-
gestellt. Die Anerkennungsbehörden gehen Hinwei-
sen nach, die auf Unregelmäßigkeiten bei Trägern
oder Stellen hindeuten. Seriöse Anbieter verkehrs-
psychologischer Beratungsmaßnahmen und ent-
sprechend geschulte Fachanwälte für Verkehrs-
recht können unterstützen und aufklären.

Vor diesem Hintergrund diskutierte die UAG, ob
und ggf. welcher weitere Bedarf sinnvollerweise ab-
zudecken wäre. Die UAG stellte die Gründe für Be-
schwerden sowie die vorhandenen Instrumente
und Institutionen zur Behandlung derartiger Be-
schwerden zusammen und identifizierte Bereiche,
die ggf. noch nicht abgedeckt sind.

Die zweite Sitzung der UAG beschäftigte sich um-
fassend mit der Option von Schieds- oder Ombuds-
stellen. Vor dem Hintergrund der Empfehlung des
52. Deutschen Verkehrsgerichtstags 2014, dass

Obergutachterstellen bundesweit erforderlich
seien, hat sich die UAG in ihrer dritten Sitzung
schwerpunktmäßig mit den Voraussetzungen und
notwendigen Qualitätsstandards für diese Stellen
beschäftigt.

Ergebnisse

Für die Einrichtung von Obergutachterstellen
spricht aus Sicht der UAG, dass die Möglichkeit
einer erneuten umfassenden Begutachtung die 
Akzeptanz des Systems MPU erhöht. Weiterhin
wird die Verwaltung durch die Möglichkeit des Ver-
weises an Obergutachterstellen entlastet. Wenn die
Obergutachterstelle an einen Lehrstuhl angebun-
den ist, dient die Verknüpfung mit Forschung und
Lehre der wissenschaftlich-fachlichen Weiterent-
wicklung der MPU, Beratung und Weiterbildung. Ar-
gumente gegen Obergutachterstellen sieht die
UAG in deren schlechter Erreichbarkeit, da es auf-
grund der geringen Fallzahl faktisch nur wenige
Stellen bundesweit geben kann. Schließlich sind
die Kosten für die Betroffen zu berücksichtigen.

Ein Pro-Argument für die Einrichtung von Ombuds-,
Schieds- oder Schlichtungsstellen besteht aus
Sicht der UAG darin, dass es sich hier um ein „nied-
rigschwelliges“ Angebot für Betroffene handelt und
dass BfF-unabhängige Experten eingebunden wer-
den können, analog zu Kfz- oder ärztlichen
Schieds- bzw. Schlichtungsstellen. Allerdings
wären bei der flächendeckenden Einrichtung sol-
cher Stellen hohe Kosten zu erwarten, wobei da -
rüber hinaus unklar ist, wer diese Kosten zu tragen
hätte. Ombuds-, Schieds- oder Schlichtungsstellen
können lediglich eine formale Prüfung des Gutach-
tens und dessen Nachvollziehbarkeit vornehmen
(da für eine inhaltliche Überprüfung des Ergebnis-
ses eine erneute Begutachtung erforderlich wäre),
dies wird aber durch andere Stellen bereits abge-
deckt (Berater, BfF-Träger, Rechtsanwälte, Verwal-
tung). Insgesamt sieht die UAG diese Option nicht
als sinnvoll an.

Handlungsempfehlungen

Die UAG spricht sich mehrheitlich für die Einrichtung
von Obergutachterstellen aus und macht folgende
Vorschläge für die Implementierung der Stellen:

a) Rechtliche Verankerung

Es sollte eine rechtliche Verankerung der Obergut-
achterstellen in der Fahrerlaubnis-Verordnung er-

1 „Nach Weisung der jeweiligen obersten Landesbehörden
können die Fahrerlaubnisbehörden zusätzliche Gutachten
anfordern, die von Persönlichkeiten mit herausragender
Qualifikation erstattet werden und die dazu besonders be-
nannt worden sind.“



folgen (z. B. § 66a FeV i. V. m. Anlage 14a FeV, in
Anlehnung an Regelungen für BfF-Träger). Dort
müssten auch die Anforderungen an die Qualifika -
tion der Obergutachter festgeschrieben sein. Es
sollte eine Anerkennung (mit zeitlicher Befristung)
erteilt werden, eine verwaltungsrechtliche Aufsicht
sollte durch die Länder erfolgen.

b) Qualifikationsvoraussetzungen, Qualitätssiche-
rung

In einer Obergutachterstelle muss verkehrspsycho-
logische und verkehrsmedizinische Expertise vor-
handen sein. Voraussetzung ist eine umfassende
Erfahrung der eingesetzten Gutachter in der Begut-
achtung auffälliger Fahrer. Die Qualitätsmindest-
standards einer BfF sind einzuhalten, Qualitätssi-
cherung ist notwendig. Weiterhin muss die Trans-
parenz der zu Grunde gelegten Leitlinien und Ver-
fahren gewährleistet werden (Anwendung auch der
BGLL, der BK und weiterer fachlicher Leitlinien).
Darüber hinaus sollten die im Rahmen der Oberbe-
gutachtung regelhaft eingesetzten psychologischen
Testverfahren und -geräte durch eine unabhängige
Stelle gemäß Anlage 14 (2) Nr. 7 FeV geprüft wor-
den sein. Der Zusatz „regelhaft“ wird gewählt, weil
es bei einem Obergutachten erforderlich sein kann,
die Palette der eingesetzten psychodiagnostischen
Verfahren und Untersuchungen zu erweitern und
Verfahren einzusetzen, die allgemein eher selten
angewendet werden. Es erscheint hier nicht ziel-
führend, eine Prüfung gemäß Anlage 14 (2) Nr. 7
FeV zu verlangen. Vielmehr sollte in solchen Fällen
im Einzelfall begründet werden, weshalb sie als er-
forderlich und geeignet angesehen werden.
Schließlich sieht die UAG eine statistische Erfas-
sung der Gutachten und ihrer Ergebnisse als not-
wendig an.

Zusammenfassend sollten nach der Empfehlung
der UAG für eine Obergutachterstelle analoge Qua-
lifikations- und Qualitätsanforderungen gelten wie
für Träger von Begutachtungsstellen für Fahreig-
nung.

c) Mögliche Trägerschaft

Obergutachterstellen könnten an universitären In-
stituten im Bereich Rechtsmedizin (institutionelle
und/oder fachliche Leitung) oder an Psychologi-
schen Universitätsinstituten mit Expertise in Ver-
kehrspsychologie angebunden sein. Letztendlich
wird sich die Trägerschaft durch die zu definieren-
den Anforderungen an die Stelle ergeben. Wenn

diese z. B. in der FeV festgelegt sind, kann sich
jede Stelle bewerben, die die definierten Anforde-
rungen erfüllt (wie bei den unabhängigen Stellen
zur Prüfung von Verfahren und Maßnahmen, die in
Anlage 14 und 15 der 10. ÄndVO der FeV verankert
sind). Eine mögliche Anforderung könnte z. B. die
Anbindung an eine Universität oder eine sonstige
geeignete Stelle sein.

d) Aufgaben und Kosten

Aufgabe der Obergutachterstelle ist ausschließlich
die erneute Begutachtung nach einem Erstgutach-
ten. Wenn die Begutachtung im Auftrag von 
Betroffenen bei Unzufriedenheit mit dem Erstgut-
achten erfolgt, sind die Kosten von den Betroffe-
nen zu tragen. Wenn ein Obergutachten im Rah-
men einer gerichtlichen Überprüfung des Erstgut-
achtens erforderlich ist, bestimmt sich die Über-
nahme der Kosten nach dem Ausgang des Ver-
fahrens.

Bei universitärer Anbindung der Obergutacherstel-
len wäre eine Verbindung zur Forschung hergestellt
und die Kosten für die Grundausstattung einer sol-
chen Stelle bereits teilweise gedeckt.

e) Stellenwert für das Verwaltungshandeln

Die UAG empfiehlt, dass ein Obergutachten aus-
schließlich als Zweitgutachten auf Antrag des 
Betroffenen zu erstellen ist, das Erstgutachten
muss der Fahrerlaubnisbehörde vorgelegt wer-
den. Das Obergutachten sollte auf Antrag des Be-
troffenen beauftragt werde. Es sollte innerhalb
einer bestimmten Frist (z. B. drei Monate) nach
Erstbegutachtung zu erstellen sein, muss das
Erstgutachten würdigen und nachvollziehbar sein.
Die Fahrerlaubnisbehörde entscheidet abschlie-
ßend auf der Basis beider Gutachten bzw., bei
Nichtvorlage des Obergutachtens, auf Basis des
Erstgutachtens.

3.5 Transparenz

Aufgabenstellung

Der Wunsch nach größerer Transparenz bei der
Erstellung von Gutachten zur Fahreignung besteht
insbesondere bei Unstimmigkeiten bezüglich der
im Gutachten wiedergegebenen Gesprächsinhal-
te. Seit geraumer Zeit besteht daher die Forderung
nach Ton- oder Videoaufzeichnungen der psycho-
logischen Exploration und der medizinischen An-
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amnese. In Anlage 4a FeV ist die Forderung nie-
dergelegt, dass über die Untersuchung Aufzeich-
nungen anzufertigen sind. Die BK fordern bei den
Kriterien zum psychologischen Untersuchungsge-
spräch (PUG 1, Punkt 7: „Der Träger hat Regelun-
gen für einen elektronischen Mitschnitt getroffen
(…).“ Bereits jetzt gibt es daher bei allen Trägern
der Begutachtung auf Wunsch der Klienten eine
Tonaufzeichnung dieser Gespräche. Die in der
UAG aufgeworfenen Fragen hinsichtlich wissen-
schaftlich noch ungeklärter Punkte (z. B. zum Ein-
fluss einer Aufzeichnung auf den Gesprächsver-
lauf) wurden auf dem 52. Deutschen Verkehrsge-
richtstag 2014 mit der Forderung aufgegriffen, vor
einer obligatorischen Einführung einer Aufzeich-
nung noch ausstehende wissenschaftliche und
rechtliche Fragen zu klären.

Ergebnisse

Die Durchführung von wissenschaftlichen Studien
zur Klärung einzelner Fragen wurde in der UAG und
in der PG umfassend diskutiert. Eine Untersuchung,
die alle derzeit offenen Fragen klären könnte (ins-
besondere auch zu den Auswirkungen einer Auf-
zeichnung auf die Ergebnisse der Explora -
tion/Anamnese und die Prognosegüte des Gutach-
tens) würde erhebliche forschungspraktische, recht-
liche, ethische, organisatorische und logis tische
Probleme aufwerfen und ein sehr aufwändiges Stu-
diendesign erfordern. Die Durchführung einer sol-
chen Studie wird daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht
als zielführend angesehen. Vielmehr sollten in
einem ersten Schritt Praxiserfahrungen gesammelt
werden. Dabei sollte beispielsweise ermittelt wer-
den, wie häufig Kunden von der Möglichkeit einer
Aufzeichnung Gebrauch machen, wie groß die Zu-
friedenheit mit dem Verfahren ist, wie die Erfahrun-
gen der Gutachter sind und wie häufig später auf die
Aufzeichnung zugegriffen wird. Danach könnten
ggf. offene Punkte in praktikablen Studiendesigns
wissenschaftlich untersucht werden.

Im Erfahrungsaustausch „Begutachtung der Fahr-
eignung“, an dem Vertreter aller Träger der Begut-
achtung der Fahreignung unter der Leitung der
BASt regelmäßig teilnehmen, wurden die Träger
bei der Sitzung im Juni 2014 um Unterstützung bei
der weiteren Einführung und Erfahrungssammlung
gebeten. Die Träger signalisierten die Bereitschaft,
nach der Klärung rechtlicher Fragen an einem 
Pilotversuch teilzunehmen.

Handlungsempfehlungen

Vor einer Einführung von obligatorischen Tonauf-
zeichnungen wäre insbesondere zu klären:

• Zugriffsmöglichkeiten und Aufbewahrung,

• Notwendigkeit der Transkription,

• Finanzierung,

• Persönlichkeitsrechte des Gutachters (Schutz
des nicht öffentlich gesprochenen Wortes),

• wissenschaftliche Bestätigung, dass die Explo-
ration/Anamnese und das Ergebnis der MPU
nicht nachteilig beeinflusst werden,

• Nachweis (z. B. im Rahmen eines Pilotver-
suchs), dass die Qualität der Gutachten nicht
nachteilig beeinflusst wird,

• Möglichkeit des Widerspruchs für die Klienten.

Die Träger der Begutachtungsstellen sollten bei der
Entwicklung der Rahmenbedingungen und Voraus-
setzungen für Tonaufzeichnungen eingebunden
werden.

3.6 AG Information

Die von der PG MPU unabhängige AG Information
hat einen gesonderten Schlussbericht erstellt, des-
sen wesentliche Aussagen nachfolgend wiederge-
geben werden.

Aufgabenstellung

Aus einer BASt-Studie zum Rehabilitationsverlauf
verkehrsauffälliger Kraftfahrer (GLITSCH et al.,
2012) geht hervor, dass mehr als drei Viertel der
Auffälligen, die sich vor Neuerteilung der Fahr -
erlaubnis einer MPU unterziehen müssen, nicht
rechtzeitig über die Bedingungen, die sie zum Er-
halt eines positiven Gutachtens erfüllen müssen, in-
formiert werden. Dabei gilt, je besser sich ein Be-
troffener informiert fühlt, desto kontrollierbarer emp-
findet er das System, vor allem hinsichtlich der
Durchschaubarkeit und Organisation. Die von den
Betroffenen wahrgenommene mangelnde Transpa-
renz der MPU wurde vielfach diskutiert. Für die Ak-
zeptanz des Gesamtsystems erschien es deshalb
unbedingt erforderlich, die Informationslage der Be-
troffenen zu verbessern.

Konkret hatte die AG Information die Aufgabe, In-
halte für neutrale Informationsblätter für die Ziel-
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gruppen Alkohol-, Drogen- und Punkteauffällige 
zusammenzutragen. Dies beinhaltete zum einen
die Aufklärung über den Ablauf der MPU und die
Voraussetzungen für den Erhalt eines positiven
Gutachtens. Zum anderen sollten verstärkt Anreize
zur frühzeitigen Teilnahme an fahreignungsfördern-
den Maßnahmen kommuniziert und Qualitätskrite-
rien für Maßnahmen in diesem gesetzlich nicht ge-
regelten Bereich dargestellt werden. Die Informatio-
nen mit validen Hinweisen und Tipps für den Rück-
erhalt der Fahrerlaubnis werden als Service für den
Bürger über ein Internetportal der BASt bereitge-
stellt.

Ergebnisse

Das MPU-Internetportal (www.bast.de/mpu) infor-
miert umfassend zu folgenden Themen: Neuertei-
lung der Fahrerlaubnis, die MPU, Beratung und ver-
kehrspsychologische Vorbereitung, Qualität in Be-
gutachtung und Vorbereitung. Darüber hinaus wer-
den zielgruppenspezifisch über die Anlässe für eine
MPU und die Voraussetzungen für ein positives
Gutachten Informationen bereitgestellt. Zusätzlich
wurde ein Text für eine bundeseinheitliche Informa-
tion, die den Betroffenen möglichst frühzeitig nach
Entzug der Fahrerlaubnis zugeleitet werden sollte,
entwickelt.

Die Arbeitsgruppe konnte zu keiner einheitlichen
Auffassung in der Beantwortung der Frage gelan-
gen, ob bzw. wie die Erfüllung von Anforderungen
an die Qualifikation der Berater/Verkehrstherapeu-
ten und die Qualität der verkehrspsychologischen
Fahreignungsberatung und fahreignungsfördern-
den Maßnahmen (in der Durchführung) überprüft
oder kontrolliert werden sollte. Insbesondere sind
folgende Fragen offen geblieben:

• Reicht z. B. eine Selbstverpflichtung der Anbie-
ter zur Erfüllung der Gütekriterien aus oder
muss deren Einhaltung – mehr oder weniger re-
gelmäßig, möglicherweise mit erheblichem Auf-
wand – durch eine externe Organisation kontrol-
liert werden?

• Inwieweit ist es sinnvoll, zur Sicherstellung von
Qualifikation und Maßnahme-Qualität ein Quali-
tätssicherungssystem (QSS) zu entwickeln,
dem sich die Anbieter verpflichten?

Um die offen gebliebenen Fragen zur Qualitätssi-
cherung in Fahreignungsberatung und fahreig-
nungsfördernden Maßnahmen im Vorfeld einer
MPU abschließend zu klären, wurde die BASt vom

BMVI zur Fortführung der AG mit dem Schwerpunkt
„Gewährleistung der Qualität in Fahreignungsbera-
tung und fahreignungsfördernden Maßnahmen im
Vorfeld einer MPU“ beauftragt. Zielsetzung war die
Beantwortung der aufgeworfenen Fragen zur Qua-
litätssicherung, sowie Fragen der Operationalisie-
rung und Implementierung (s. Kapitel 3.7).

Handlungsempfehlungen

Ein Teil der kurzfristig realisierbaren Maßnahmen
wurde bereits umgesetzt. So ist die Einrichtung
eines Informationsportals für Betroffene auf der In-
ternetseite der BASt bereits erfolgt. Sie hat Eingang
in eine Empfehlung des Arbeitskreis V des 52.
Deutschen Verkehrsgerichtstages 2014 gefunden,
in der es heißt:

• „Die MPU ist ein bewährtes Instrument, das
nachhaltig zur Verkehrssicherheit beiträgt. Die
von der Projektgruppe „MPU-Reform“ bereits er-
arbeiteten Maßnahmen – z. B. die Bereitstellung
des Infoportals auf der Homepage der BASt und
die Informationsblätter – werden begrüßt.“

Die Arbeiten der AG Qualität sind abgeschlossen
und in einem Schlussbericht dargestellt (Zusam-
menfassung s. Kapitel 3.7). Zusätzlich ist eine gra-
fische Aufbereitung der bundeseinheitlichen Infor-
mation zu einem Flyer geplant, der über die Inter-
netseiten des BMVI und der BASt zum Herunterla-
den bereitgestellt werden soll.

Mittelfristig sollte eine Konsensfindung im zuständi-
gen BLFA zur Versendung der bundeseinheitlichen
Information über die zuständigen Behörden ange-
strebt werden. Auf Länderebene kann per Erlass
eine Instruktion an die zuständigen Behörden erfol-
gen. Hier könnte auch die Empfehlung zur Verlin-
kung der Behörden-Internetseite mit dem Internet-
portal ausgesprochen werden. Durch die Bereitstel-
lung einer bundesweit einheitlichen Information
könnte zumindest gewährleistet werden, dass jeder
Betroffene spätestens mit den Hinweisen zur Neu-
erteilung über das Problem informiert wird. Diese
Information zur MPU mit Hinweis auf das eingerich-
tete Internetportal kann deutlich zur Erhöhung der
Transparenz des MPU-Systems beitragen.

Mittel- und langfristig wäre eine ressortübergreifen-
de Kommunikation mit dem Bundesministerium des
Innern und dem Bundesministerium der Justiz zu
empfehlen. Im Sinne der Betroffenen wäre es wün-
schenswert, dass sie so frühzeitig wie möglich über
eine MPU und das bereitgestellte Internetportal in-
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formiert würden, z. B. mittels eines Flyers über die
Polizei und die Gerichte.

3.7 AG Qualität in Fahreignungs -
beratung und fahreignungs -
fördernden Maßnahmen

Die von der PG MPU unabhängige AG Qualität hat
einen gesonderten Schlussbericht erstellt, dessen
wesentliche Aussagen nachfolgend wiedergegeben
werden.

Aufgabenstellung

Ein bedeutender Schritt in Richtung Transparenz
der MPU wären (rechtliche) Regelungen in den Be-
reichen der verkehrspsychologischen MPU-Bera-
tung und der fahreignungsfördernden Maßnahmen
in Vorbereitung auf die MPU, denn Betroffene kön-
nen gerade im Bereich der Qualifikation des Bera-
ters oder Verkehrstherapeuten nicht zuverlässig
nachprüfen, ob dieser kompetent und seriös arbei-
tet. Dies wäre aber in diesem Sektor unbedingt er-
forderlich, da es eine Fülle von unseriösen und in-
kompetenten Vorbereitungsangeboten gibt, die
dem Betroffenen nicht zu einer Verhaltensänderung
verhelfen (und somit nicht die Fahreignung för-
dern), sondern ihn quasi zum Bestehen der MPU
coachen, i. S. v. Fragen und Antworten auswendig
lernen. Dazu kommen andere MPU-Umgehungs-
möglichkeiten, z. B. Führerscheintourismus, deren
Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme mit
jedem negativen Gutachten steigt.

Es würde daher dem Präventionsgedanken des
Straßenverkehrsrechts entsprechen und damit die
Verkehrssicherheit erhöhen, wenn der Verkehrsauf-
fällige an einer seriösen und kompetenten ver-
kehrspsychologischen fahreignungsfördernden
Maßnahme teilgenommen hat und die MPU recht-
mäßig zu seinen Gunsten ausfällt. War eine Maß-
nahme jedoch unseriös und/oder inkompetent, geht
dies entweder zu Lasten des Betroffenen, der mit
gewisser Wahrscheinlichkeit ein negatives Gutach-
ten erhält, oder zu Lasten der Verkehrssicherheit,
wenn das Gutachten fälschlicherweise positiv aus-
fällt. Im Fall eines negativen Gutachtens hat der
Begutachtete viel Zeit und Geld verschwendet, hat
aber das Ziel, die Wiedererlangung der Fahrerlaub-
nis, nicht erreicht. Häufig führt dies zu Beschwer-
den bei den Trägern von Begutachtungsstellen für
Fahreignung und den zuständigen Behörden (Län-
derbehörden, Anerkennungsbehörden, Fahrerlaub-

nisbehörden). Diese müssen entsprechende Be-
schwerden prüfen und beantworten. Das erhöht
den administrativen Aufwand – sowohl seitens des
Trägers als auch der Behörden – kann aber nicht in
Rechnung gestellt oder über eine Gebühr abge-
rechnet werden.

Ergebnisse

Eine Fahreignungsberatung als Erstberatung nach
Verkehrsauffälligkeiten, die Zweifel an der charak-
terlichen Fahreignung aufkommen lassen, sollte in
jedem Fall Anbieter-neutral erfolgen. Das bedeutet,
dass der Berater unabhängig vom eigenen Angebot
an weitergehenden fahreignungsfördernden Maß-
nahmen Empfehlungen ausspricht. Für die Quali-
tätssicherung der Fahreignungsberatung wäre es
wünschenswert, die Berater amtlich anzuerkennen.
Die amtliche Anerkennung könnte analog den 
§§ 36, 43 FeV oder § 4a StVG erfolgen. Die Über-
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung der
Beratung sollte vergleichbar der Überwachung der
verkehrspsychologischen Teilmaßnahme der Fahr-
eignungsseminare (FES) durchgeführt werden. Da
es im Bereich der gesetzlich geregelten verkehrs-
psychologischen Tätigkeiten (nach §§ 36, 43, 66,
70, 71 FeV und § 4a StVG) sehr ähnliche Qualifi-
kationsanforderungen gibt, jedoch auf jedwede 
Tätigkeit beschränkte Anerkennungsverfahren 
zu durchlaufen sind, wird ein einheitliches Aner-
kennungs- und Überwachungsverfahren empfoh-
len. Dies würde den Aufwand bei den zuständi-
gen Anerkennungsbehörden deutlich reduzieren. 
Operationalisiert werden könnte dies im Rahmen
eines „Verkehrspsychologen-Paragrafen (Verkehrs-
Psych§)“, der im StVG verankert wird. Hier könnte
die Grundqualifikation einheitlich geregelt sein und
über die Zusatzqualifikation die Tätigkeitsbereiche
definiert werden. Als Grundqualifikationen sollten
folgende Ausbildungen vorliegen:

I. Diplompsychologe oder gleichwertiger Master in
Psychologie

II. Verkehrspsychologische Ausbildung entweder

• als Gutachter bei einer amtl. anerkannten
Begutachtungsstelle oder

• als Kursleiter gem. § 70 FeV oder

• als verkehrspsychologischer Berater gem. 
§ 71 FeV oder

• als Fachpsychologe nach dem Stand der
Wissenschaft oder
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• im Rahmen eines Hochschulstudiums mit
Schwerpunkt Verkehrspsychologie.

Als Zusatzqualifikation wären folgende fachspezifi-
sche Ausbildungen zu fordern:

I. Einweisung in die Beurteilungskriterien

II. Bei Verkehrstherapeuten:

• Therapieausbildung und/oder

• Rehabilitationsmaßnahmenspezifische Fort-
bildung.

Um langfristige Durchführungsqualität zu sichern,
sollten die Verkehrspsychologen regelmäßige Fort-
bildungen besuchen.

Dieselben Qualifikationsvoraussetzungen ergeben
sich für Personen, die über die Beratung hinaus ge-
hende verkehrspsychologische Maßnahmen zur
Förderung der charakterlichen Fahreignung anbie-
ten.

Handlungsempfehlungen

Folgende Empfehlungen des Arbeitskreis V des 52.
Deutschen Verkehrsgerichtstages 2014 sind für die
AG Qualität von hoher Relevanz:

• „Eine frühzeitige und umfassende Information
der Betroffenen ist erforderlich. Über Vorausset-
zungen, Abläufe und Rechtsfolgen der MPU
haben bereits die Ermittlungsbehörden frühest-
möglich zu informieren.“

• „Die Qualifikation von Personen, die zur Vorbe-
reitung auf die MPU tätig sind, bedarf einer ge-
setzlichen Regelung. So wird es den Betroffe-
nen erleichtert, seriöse Anbieter zu finden.“

Die AG Qualität stützt diese Empfehlungen und er-
gänzt sie zur Erhöhung der Transparenz und weite-
ren Qualitätssicherung im Bereich der Fahreig-
nungsberatung und fahreignungsfördernden Maß-
nahmen folgendermaßen:

• Eine frühzeitige Beratung ist bei jedem Entzug
der/Verzicht auf die Fahrerlaubnis (auch Fahr-
radfahrer etc.) eine sinnvolle Maßnahme zur Er-
höhung der Verkehrssicherheit.

• Mindestens in den Fällen, in denen eine MPU
zwingend erforderlich ist, sollte eine obligatori-
sche Beratung eingeführt werden. Insbesondere
gewährleistet sie eine fachlich fundierte Infor-
mation von MPU-Betroffenen.

• Die Beratung sollte die von der AG Qualität de-
finierten Anforderungen an Ziele, Inhalte und
Dokumentation erfüllen.

• Die gesetzliche Regelung hinsichtlich der Quali-
fikation sollte im Sinne einer amtlichen Anerken-
nung erfolgen. Als Grundqualifikation ist min -
destens ein Hochschulstudium der Psychologie
(Diplom oder gleichwertiger Masterabschluss)
mit einer Zusatzqualifikation „Verkehrspsycholo-
gische Ausbildung“ zu fordern.

• Alle beteiligten Institutionen und Personengrup-
pen müssen sich anhand einer Positivliste über
den aktuellen Stand der in Deutschland amtlich
anerkannten Fahreignungsberater informieren
können.

• Um die verschiedenen Verfahren der amtlichen
Anerkennung und Qualitätsüberwachung für die
zuständigen Behörden zu erleichtern, sollten die
Qualifikationen und Tätigkeiten von Verkehrs-
psychologen durch einen „Verkehrspsycholo-
gen-Paragrafen (VerkehrsPsych§)“ im StVG ge-
regelt werden.

3.8 Weitere Aspekte

Einheitlichkeit des Vorgehens in der Anerkennung
und Aufrechterhaltung der Anerkennung von Trä-
gern

Ein weiteres Thema in der PG MPU war die Proble -
matik, dass derzeit uneinheitliche Vorgehenswei-
sen bei der Anerkennung und Aufrechterhaltung der
Anerkennung von Trägern der Begutachtung und
Kursträgern bestehen. Träger, die in verschiedenen
Bundesländern tätig sind, stoßen bei den verschie-
denen Niederlassungen auf uneinheitliche Anforde-
rungen und Kriterien.

Da diese Thematik nicht primär dem Aufgabenbe-
reich einer wissenschaftlich-fachlichen Weiterent-
wicklung der MPU zuzurechnen sind und es sich
eher um Verwaltungsfragen handelt, wurde hierzu
keine UAG etabliert. Dennoch wurde dieser Aspekt
in verschiedenen Sitzungen der PG MPU diskutiert
und ein Handlungsbedarf gesehen, weshalb an die-
ser Stelle die zentralen Überlegungen und Schluss-
folgerungen festgehalten werden.

Derzeit erfolgt die Anerkennung der Träger von Be-
gutachtungsstellen für Fahreignung und der Träger
nach § 70 FeV bundesweit uneinheitlich. Das glei-
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che gilt für den Umgang mit Auffälligkeiten bei ein-
zelnen Trägern. Daraus können für Träger und Be-
troffene Rechtsungleichheiten entstehen, da bei-
spielsweise die Gutachtenerstellung auf unter-
schiedlichem Qualitätsniveau vorgenommen wer-
den könnte. Daher wird im Interesse aller Beteilig-
ten eine Verwaltungsvorschrift für zielführend ge-
halten. Damit könnte mehr Transparenz hergestellt
und eine Bevorzugung oder Benachteiligung von
Trägern bei vergleichbaren Voraussetzungen ver-
mieden werden.

Weiterer Forschungsbedarf

In der ersten Sitzung der PG MPU wurden zusätz-
lich zu den in den vorangegangen Kapiteln darge-
stellten Handlungsfeldern der wissenschaftlich-
fachlichen Weiterentwicklung der MPU auch Aspek-
te identifiziert, bei denen weiterer Forschungsbe-
darf gesehen wird. Diese Themen wurden ebenfalls
nicht primär dem Aufgabenbereich einer wissen-
schaftlich-fachlichen Weiterentwicklung der MPU
zugeordnet und somit nicht als Aufgabe der PG
MPU angesehen, sollen aber an dieser Stelle für
mögliche künftige Forschungsüberlegungen stich-
wortartig festgehalten werden. Die PG MPU sieht
folgenden Forschungsbedarf:

• weitere wissenschaftliche Evaluation der MPU
insgesamt und in Teilaspekten (z. B. Entwick-
lung relevanter Kriterien für die Überprüfung der
Exploration, Überprüfung der Validität einge-
setzter Verfahren),

• Weiterentwicklung und Standardisierung der
Fahrverhaltensbeobachtung (Methodik, Fahr-
strecken, Aufgabenpool)

 – Kriterien für Fahrverhaltensbeobachtungen 
bei bestimmten Erkrankungen – Abgleich mit 
psychologischen und medizinischen Testver-
fahren,

• Überarbeitung der Konstrukte und Grenzwerte
für die Überprüfung der psychischen Leistungs-
fähigkeit,

• weitere wissenschaftliche Untersuchung der
Gruppe der verkehrs- und strafrechtlich Auffälli-
gen (sogenannte Punktetäter),

• Untersuchungen zur Wirksamkeit von fahreig-
nungsfördernden Maßnahmen im Vorfeld der
MPU,

• Erfassung und Überprüfung von ärztlichen Gut-
achten,

• Prüfung der Validität von Persönlichkeitstestver-
fahren für den Bereich der MPU.

4 Fazit
Die PG MPU hatte den Auftrag, Vorschläge zur wis-
senschaftlich-fachlichen Weiterentwicklung der Me-
dizinisch-Psychologischen Untersuchung zu erar-
beiten. Dabei wurde besonderes Augenmerk auf
die Einbindung aller relevanten Interessen- und Be-
hördenvertreter sowie unabhängiger Fachexperten
in die Projektgruppenarbeit gelegt, um so unter-
schiedliche Perspektiven möglichst umfassend zu
berücksichtigen und zu konsensualen Ergebnissen
zu gelangen.

In fünf Unterarbeitsgruppen wurden die als prioritär
erachteten Themenfelder bearbeitet. Die jeweiligen
Ergebnisse der Unterarbeitsgruppen wurden in der
Projektgruppe vorgestellt, diskutiert und verab-
schiedet, sodass die in diesem Bericht dargestell-
ten Ergebnisse und Handlungsempfehlungen stets
von der gesamten PG MPU getragen werden. Zeit-
gleich zur PG MPU beschäftigten sich zwei eigen-
ständige Arbeitsgruppen mit der Zusammenstel-
lung von Informationen für Betroffene (AG Informa-
tion) sowie Aspekten der Qualitätssicherung in
Fahreignungsberatung und fahreignungsfördern-
den Maßnahmen (AG Qualität). Die Arbeiten dieser
Gruppen wurden jeweils eng mit den Arbeiten der
PG MPU abgestimmt. Die Ergebnisse und Empfeh-
lungen dieser beiden Arbeitsgruppen sind dem
BMVI in einem gesonderten Bericht vorgelegt wor-
den.

Bereits innerhalb der Laufzeit der PG MPU wurde
eine Reihe von Maßnahmen zur Weiterentwicklung
der MPU umgesetzt, die von der PG MPU erarbei-
tet bzw. empfohlen wurden:

• rechtliche Verankerung der Begutachtungsleit -
linien in der FeV (Anlage 4a),

• Festlegung einer Prozedur zur fachlichen Ab-
stimmung der Begutachtungsleitlinien, der Beur-
teilungskriterien und der Fahrerlaubnis-Verord-
nung unter Einbindung der relevanten Instanzen
(BMVI, BLFA, BASt, Fachgesellschaften DGVP
und DGVM),

• rechtliche Verankerung von unabhängigen Stel-
len zur Prüfung von bei der MPU eingesetzten
psychologischen Testverfahren und -geräten,
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sowie von Interventionsmaßnahmen nach § 70
FeV (FeV Anlagen 14 und 15). Die BASt wurde
seitens des BMVI beauftragt, die Einzelheiten
über Zuständigkeiten und Ausgestaltung eines
entsprechenden Verfahrens zur Festlegung der
unabhängigen Stellen zu erarbeiten und durch-
zuführen. Diese Arbeiten wurden bereits begon-
nen und werden nach dem Ende der Laufzeit
der PG MPU weiter fortgesetzt werden.

Für die künftige wissenschaftlich-fachliche Weiter-
entwicklung der MPU ergeben sich aus Sicht der
PG MPU vornehmlich folgende Handlungsfelder:

a) Einheitlicher Fragenkatalog der Begutachtungs-
anlässe

Im Nachgang der PG MPU Reform sollte eine Ar-
beitsgruppe eingerichtet werden, die einen einheit-
lichen Katalog von Fragestellungen der Begutach-
tungsanlässe für die Fahrerlaubnisbehörden und
die Begutachtungsstellen erarbeitet.

Im Vorfeld sollten jedoch zunächst Vorschläge für
notwendige Änderungen der rechtlichen Grundla-
gen für eine einheitliche Anordnungspraxis der
MPU entwickelt werden, da bei der Formulierung
des Fragenkatalogs von der geltenden Rechtslage
ausgegangen werden muss. Nach Klärung der
Rechtslage soll dann ein „Katalog“ erarbeitet wer-
den, der Fragestellungen für die häufigsten Unter-
suchungsanlässe enthält.

b) Einrichtung von Obergutachterstellen

Die PG MPU spricht sich für die Einrichtung von
Obergutachterstellen aus, die rechtlich in der FeV
verankert werden sollten; dann sind auch die Anfor-
derungen an diese Stellen festzulegen. Für Ober-
gutachterstellen sollten analoge Qualifikations- und
Qualitätsanforderungen gelten wie für Träger von
Begutachtungsstellen für Fahreignung.

c) Transparenz der Begutachtung

Für die Transparenz des Systems MPU insgesamt
ist mit der Einrichtung des Informationsportals bei
der BASt bereits ein wichtiger Schritt getan.

Gemäß den Beurteilungskriterien bieten alle Träger
der Begutachtung der Fahreignung im Einzelfall
eine Tonaufzeichnung des Explorationsgesprächs
(kostenpflichtig) an. Die weitere Forcierung oder
ggf. obligatorische Einführung von Tonaufzeichnun-
gen der ärztlichen Anamnese und der psychologi-

schen Exploration ist aus Sicht der PG MPU an die
Klärung noch offener Fragen zu knüpfen. In jedem
Fall ist eine Regelung zur Kostenübernahme not-
wendig, auch um eine einheitliche Kostengestal-
tung zu gewährleisten.

Die Träger der Begutachtungsstellen sollten bei der
Entwicklung der Rahmenbedingungen und Voraus-
setzungen für Tonaufzeichnungen mit eingebunden
werden, die Bereitschaft dazu wurde bereits signa-
lisiert.

d) Information für Betroffene

Gemäß den Empfehlungen der AG Information soll-
ten weitere Voraussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Betroffene zum einen bundeseinheitlich
die gleichen Informationen zur MPU erhalten und
die Information zum anderen möglichst frühzeitig
erfolgt. Hierzu wären ein Konsens auf Länderebene
sowie ein ressortübergreifender Konsens (Verkehr,
Justiz, Inneres) anzustreben.

e) Qualität in Fahreignungsberatung und fahreig-
nungsfördernden Maßnahmen

Die AG Qualität hat ein Konzept zur Qualitätssiche-
rung in der Fahreignungsberatung und verkehrs-
psychologischen fahreignungsfördernden Maßnah-
men im Vorfeld einer MPU entwickelt. Die Umset-
zung des Konzepts würde zu einer höheren Trans-
parenz führen sowie zu einer Sicherheit für Betrof-
fene, eine seriöse und kompetente Fahreignungs-
beratung bzw. darüber hinaus gehende verkehrs-
psychologische Fahreignungsförderung zu erhal-
ten.

Die amtliche Anerkennung von Fahreignungsbera-
tern wird empfohlen. In diesem Zusammenhang
wird eine Vereinheitlichung der Anerkennungsver-
fahren hinsichtlich sämtlicher verkehrspsychologi-
scher Tätigkeitsfelder, die in StVG und FeV gere-
gelt sind, im Rahmen eines „Verkehrspsychologen-
Paragrafen“ im StVG angeregt. Es werden konkre-
te Vorschläge zu Zielen, Inhalten und Dokumenta -
tion der Beratung sowie zur gesetzlichen Regelung
hinsichtlich der Qualifikation von Personen, die ver-
kehrspsychologische Maßnahmen zur Förderung
der Fahreignung anbieten, gemacht.

f) Vereinheitlichung der Trägeranerkennung

Im Sinne der Vereinheitlichung wäre die Schaffung
einer Verwaltungsvorschrift für die Anerkennung
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der Träger von Begutachtungsstellen für Fahreig-
nung und der Träger nach § 70 FeV wünschens-
wert.

In der Zusammenschau zeigen die Arbeitsergebnis-
se der PG MPU, dass die MPU ein insgesamt gut
funktionierendes und qualitätsgesichertes System
ist, das Betroffenen ermöglicht, ihre (wiederherge-
stellte) Eignung für die Teilnahme am motorisierten
Straßenverkehr zu belegen.

Relevante Bereiche mit wissenschaftlich-fachli-
chem Weiterentwicklungsbedarf wurden von der
PG MPU identifiziert, teilweise wurden von der PG
MPU erarbeitete Lösungsvorschläge bereits inner-
halb der Laufzeit der PG-Arbeit umgesetzt. Darüber
hinaus bieten die vorliegenden Empfehlungen wei-
tere wichtige Ansatzpunkte für eine künftige fach -
liche Fortentwicklung der medizinisch-psychologi-
schen Fahreignungsbegutachtung.
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